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Drudesache Nr. 99° 


Der Präsident des Deutschen Bundesrates 


Bonn, den 25. Mai 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Ich beehre mich mitzutcilen, daß der Deutsche Bundesrat in seiner 
Sitzung am 25. Mai 1950 beschlossen hat, wegen des vom Deutschen 
Bundestag am 12. Mai 1950 angenommenen 

Gesetzes über die Finanzverwaltung 

nach Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes den Vermittlungs- 
ausschuß anzurufen, da die Bestimmung in § 6 des Entwurfs, daß 
bei der Oberfinanzdircktion eine Bundesbauabteilung bestehen soll, 
dem Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland widerspricht. 
Dabei wird auf die beigefügte Stellungnahme des Justizministers 
des Landes Nordrhein -Westfalen vom IS. Mai 1950 - II 3 - 1000 - 6 - 
Bezug genommen. Auch aus Gründen der Verwaltungsvercin- 
fadiung und der Sparsamkeit spricht sich der Bundesrat gegen die 
Bildung dieser neuen Bundesbauabteilung aus. Er schlägt seinerseits 
die Übertragung der Bauaufgaben des Bundes auf die bestehenden 
Bauabteilungen der Länder vor. 

Außerdem wird im Vermittlungsausschuß beantragt werden, im 
§16 Absatz 1 hinter „Der Bundesminister der Finanzen kann” 
die Worte: „mit Zustimmung der Landesregierung” einzufügen. 


Arnold 
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Anlage 


Der Justizminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
n 3 - 1000 - 6 


Düsseldorf, den 18. Mai 1950 


An den Herrn 

Finanzminister des Landes Nordrheim Westfalen 


Betrifft: BauabteÜung bei den Oberfinanzpräsidenten 
Bezug: Schreiben vom 8. Mai 1950 - 5172 V C - 


Auch ich halte cs mit dem GG (Artikel 87 ff.) nicht für vereinbar, 
bei den Oberfinanzpräsidien Bundes-Bauabteilungen zu schaffen, wie 
dies der Entwurf des Finanzverwaltungsgesetzcs vorsieht. 

Der Bereich der bundeseigenen Verwaltung in den Mittel- und 
unteren Instanzen wird durch Artikel 87 GG geregelt. Danach ist 
ein eigener Verwaltungsunterbau nur möglich im Rahmen der 
Bundesfinanzverwaltung sowie der sonstigen, dort aufgeführten und 
hier nicht interessierenden* Verwaltungszweige. Lediglich bei Ent- 
stehung neuer Aufgaben und bei entsprechendem dringenden Bedarf 
können mit Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften neue 
Bundesmittelbehörden und Bundesunterbehörden geschaffen werden. 

Bei den Bundes-Bauabteilungen handelt cs sich aber nicht um einen 
Teil der in Artikel 87 I GG vorgesehenen „Bundesfinanzverwaltung”. 
Entscheidend für diese Auslegung ist die historische Entwicklung 
der Bauabteilungen. Diese wurden im Jahre 1923 als Teile einer 
selbständigen, dem Reichsfinanzministerium lediglich unter- 
stellten Reichsbauverwaltung in der Mittelinstanz bei den Ober- 
finanzpräsidien geschaffen. Dementsprechend waren die Bauabtei- 
lungcn nicht nur zuständig für die Errichtung und Unterhaltung 
der Bauten der Finanz Verwaltung, sondern für die Bauten aller 
Ressorts und Verwaltungszweige. Die Bauabteilungen bei den 
Oberpräsidien können daher nicht als Teil der Finanz Verwaltung 
angesehen werden, vielmehr sind sie Teile einer selbständigen Ver- 
waltung, die nach Artikel 87 GG nicht dem Bunde übertragen 
werden kann. Bauverwaltung ist daher nach dem in den Artikeln 
30, 83 GG normierten Grundsatz Angelegenheit der Länder, ge- 
gebenenfalls mit der Folge, daß der Bund bei der Erstellung und 
Unterhaltung bundeseigener Bauten sich dieser Bauverwaltung zu 
bedienen hat. Ich halte es auch nicht für zulässig, die Bauverwal- 
tung aufzutcilen und sie den jeweiligen Ressorts für Bauvorhaben 
ihres Verwaltungszweiges zuzuteilen. Bei der Beurteilung der Zu- 
ständigkeit nach Artikel 87 GG hat man vielmehr von der Ver- 
waltungseinteilung auszugehen, die bei Inkrafttreten des GG be- 
standen hat und sich bis zu diesem Zeitpunkte entwickelt hat. 
Zu diesem Zeitpunkt bestand aber eine eigene selbständige Bau- 
verwaltung bereits seit über zwanzig Jahren, sodaß bei der Aus- 
legung des GG das Bestehen dieses Verwaltungszweiges neben der 
Finanzvcrwaltung und anderen Verwaltungszweigen zugrunde ge- 
legt werden muß. 


Dr. Sträter 



